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Verordnung 
zur Änderung und Ergänzung der Verordnung zur Durchführung des § 31 Abs. 5 

des Bundesversorgungsgesetzes*) 

Vom 17. Juli 1964 

Auf Grund des § 31 Abs. 5 des Bundesversorgungs­
gesetzes in der Fassung vom 21. Februar 1964 (Bun­
desgesetzbl. I S. 101), geändert durch das Bundes­
kindergeldgesetz vom 14. April 1964 (Bundesgesetz­
blatt I S. 265), verordnet die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates: 

§ 1 

Änderung und Ergänzung der Verordnung 
zur Durchführung des § 31 Abs. 5 
des Bundesversorgungsgesetzes 

Die Verordnung zur Durchführung des § 31 Abs. 5 
des Bundesversorgungsgesetzes vom 17. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 453) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: · 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

"§ 1 

Schwerstbeschädigtenzulagen erhalten erwerbs­
unfähige Beschädigte, die allein auf Grund der Be­
urteilung nach § 30 Abs. 1 des Bundesversor­
gungsgesetzes erwerbsunfähig sind, wenn die an­
erkannten Schädigungsfolgen nach den nachste­
henden Vorschriften mit wenigstens 130 Punkten 
zu bewerten sind oder wenn sie Anspruch auf 
Pflegezulage mindestens nach Stufe 111 haben." 

•) Ändert Bundesgeselzbl. III 830-2-7 

2. § 2 Abs. 4 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 
,,Ergeben zwei oder mehrere Schädigungsfol­
gen mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um mindestens 45 vom Hundert zusammen 
mindestens 140 Punkte, wird bei Schädigungs­
folgen mit einer Minderung der Erwerbsfähig­
keit um weniger als 45 vom Hundert, minde­
stens aber 25 vom Hundert, jedes Vomhundert 
an Minderung der Erwerbsfähigkeit mit einem 
ganzen Punkt bewertet." 

b) Bei Satz 2 wird folgender Halbsatz angefügt: 

,, ; § 31 Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes 
ist entsprechend anzuwenden." 

3. § 3 Satz 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Buchstabe a werden die Worte 
,, wenn jedoch beide Füße feh-
len oder gebrauchsunfähig 
sind, um 20 Punkte," 

angefügt. 

b) In Buchstabe b werden nach dem ·wort „feh­
len" die Worte „oder gebrauchsunfähig sind" 
eingefügt. 

c) Als neuer Buchstabe c wird eingefügt: 

„c) wenn eine Hand und ein 
ganzer Fuß fehlen oder 
gebrauchsunfähig sind, um 20 Punkte,". 
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d) Die bisherigen Buchstaben c und d werden 
Buchstaben d und e. 

e) Nach Buchstabe e werden ein Komma und 
folgender Buchstabe f eingefügt: 
„f) wenn Blindheit mit dem 

Verlust oder der Ge­
brauchsunfähigkeit von 
zwei Gliedmaßen zu-
sc1mmentrifft, um 20 Punkte". 

4. § 5 erhält folgende Fassung: 

,,§ 5 

(1) Schwerstbeschädigtenzulage wird 

bei mindestens 130 Punkten nach Stufe I, 
bei mindestens 160 Punkten nach Stufe II, 
bei mindestens 190 Punkten nach Stufe III, 
bei mindestens 220 Punkten nach Stufe IV, 
bei mindestens 250 Punkten nach Stufe V 
gewährt. 

(2) Schwerstbeschädigtenzulage auf Grund des 
Anspruchs auf eine Pflegezulage wird 

bei Pflegezulage nach Stufe III 
mindestens nach Stufe I, 

bei Pflegezulage nach Stufe IV 
mindestens nach Stufe II, 

bei Pflegezulage nach Stufe V 
mindestens nach Stufe III 

gewährt." 

Bonn, den 17. Juli 1964 

§ 2 

Ubergangsvorschriften 

(1) Die bisher gewährten Schwerstbeschädigtenzu­
lagen werden, soweit sie durch diese Verordnung 
eine Änderung erfahren, von Amts wegen neu fest­
gesteUt. 

(2) Im übrigen werden neue Ansprüche, die sich 
auf Grund dieser Verordnung ergeben, nur auf An­
trag festgestellt. Wird der Antrag binnen eines Jah­
res nach Verkündung dieser Verordnung gestellt, so 
beginnt die Zahlung mit dem 1. Januar 1964, frühe­
stens mit dem Monat, in dem die Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

§ 3 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach Maßgabe des § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 91 des 
Bundesversorgungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1964 in Kraft. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 

Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Bekämpfung des Kartoffelkrebses*) 

*) Ändert Bundesgesetzbl. III 7823-1-9 

Vom 18. Juli 1964 

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 8 des Gesetzes zum 
Schutze der Kulturpflanzen in der Fassung vom 
26. August 1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes S. 308) und des § 1 
Nr. 2 der Zweiten Verordnung über die Erstreckung 
von Landwirtschaftsrecht der Verwaltung des Ver­
einigten Wirtschaftsgebietes auf die Länder Baden, 
Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohenzollern und 
den bayerischen Kreis Lindau vom 12. Mai 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 180) in Verbindung mit Artikel 
129 Abs. 1 des Grundgesetzes wird mit Zustimmung 
des Bundesrates verordnet: 

Artikel 

In § 7 der Verordnung zur Bekämpfung des Kar­
toffelkrebses vom 23. März 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 162), geändert durch die Verordnung zur Änderung 
der Verordnung zur Bekämpfung des Kartoffelkreb­
ses vom 3. November 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 670), 
wird die Zahl „ 1965" durch die Zahl „ 1968" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber­
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz­
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 2 der Verordnung 
über die Erstreckung von Recht der Land- und Forst­
wirtschaft auf das Gebiet des Landes Berlin vom 
25. März 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 64) auch im Land 
Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach derVerkün­
dung in Kraft. 

Bonn, den 18. Juli 1964 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

In Vertretung 
Hüttebräuker 
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Zwanzigste Durchführungsverordnung 
zum Getreidegesetz 

(Abgabeordnung für die Mühlenstelle) 

Vom 20. Juli 1964 

Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzbl. lll 7841-1-10 1) 

Auf Grund des § 15 Abs. 3 und des § 17 Abs. 1 
Satz 1 des Getreidegesetzes in der Fassung vom 
24. November 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 900), zuletzt 
geändert durch das Sechste Gesetz zur Anderung 
des Getreidegesetzes vom 2. August 1961 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1168), wird im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und mit Zustimmung 
des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Erhebung einer Abgabe 

Die Mühlenstclle erhebt zur Deckung ihrer Ver­
waltungskosten von den gewerblichen Mühlen eine 
Abgabe; dies gilt nicht für im Land Berlin gelegene 
Mühlen. 

§ 2 

Abgabegegenstand, Abgabesatz 

(1) Die Abgabe beträgt 0,035 Deutsche Mark je 
100 Kilogramm des in der Handelsmüllerei verar­
beiteten Brotgetreides. Bei der Abgabe sind Bruch­
teile von einem Deutschen Pfennig auf einen Deut­
schen Pfennig aufzurunden. 

(2) Als Verarbeitung gilt jede Behandlung des 
Brotgetreides, durch die es für die menschliche Er­
nährung oder für technische Zwecke nutzbar gemacht 
wird. 

(3) Die Abgabe wird nicht erhoben, soweit aus 
Brotgetreide hergestellte Mahlerzeugnisse (Mehl, 
Backschrot, Grieß und Dunst) aus dem Geltungsbe­
reich dieser Verordnung verbracht. worden sind. Für 
die Umrechnung der Mahlerzeugnisse i-n abgabe­
freies Getreide gilt die Anlage. 

§ 3 

Abgabeschuld, Abgabeschuldner 

(1) Die Abgabeschuld entsteht mit der Verarbei­
tung des Getreides. 

(2) Abgabeschuldner ist der Inhaber der Mühle, 
in der das Getreide verarbeitet wird. Mehrere In­
haber haften als Gesamtschuldner. 

(3) Bei einem Wechsel des Inhabers haftet der 
neue Inhaber rn~ben dem früheren Inhaber als Ge­
samtschuldner für die Abgabeschulden aus dem 
laufenden und dem vorangegangenen Kalenderjahr. 

§ 4 

Festsetzung der Abgabe 

(1) Der Inhaber der Mühle hat der Mühlenstelle 
als Abgabeerklürung eine von ihm mit der Ver-

1) IIcbt anf Bundcsqcsclzbl. III 7841-1-G 

sicherung der Richtigkeit und Vollständigkeit ver­
sehene und unterschriebene Durchschrift oder Ab­
schrift der Meldung nach der Neunzehnten Durch­
führungsverordnung zum Getreidegesetz vom 
25. Juni 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 434) zu den dort 
festgesetzten Meldeterminen einzureichen. § 168 
Abs. 2, §§ 171 und 212 der Reichsabgabenordnung 
finden entsprechende Anwendung. 

(2) Reicht der Inhaber die Meldung nicht oder 
nicht rechtzeitig ein oder enthält sie unrichtige oder 
unvollständige Angaben, so setzt die Mühlenstelle 
die Abgabe durch Abgabebescheid fest. §§ 204, 205, 
206, 207, 209 Abs. 1, §§ 210, 211 und 217 Abs. 1 und 
2 Satz 1 der Reichsabgabenordnung finden mit der 
Maßgabe entsprechende Anwendung, daß eine Ver­
sicherung an Eides Statt nicht verlangt werden kann. 

§ 5 

HHUgkeit 

Die Abgabe ist innerhalb von zehn Tagen nach 
den in § 4 bezeichneten Meldeterminen unaufgefor­
dert bei der Mühlenstelle oder einer von ihr be­
stimmten Zahlstelle zu entrichten. 

§ 6 

Säumniszuschläge 

Wird die Abgabe nicht rechtzeitig entrichtet, so 
werden Säumniszuschläge in entsprechender An­
wendung des Steuersäumnisgesetzes vom 13. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 981, 993) erhoben. 

§ 7 

Stundung, Niederschlagung und Einstellung 
des Einziehungsverfahrens 

(1) Uber Anträge auf Stundung, Niederschlagung 
oder Einstellung des Einziehungsverfahrens ent­
scheidet die Mühlenstelle. 

(2) Für die Stundung von Abgabeforderungen 
gelten § 51 der Reichshaushaltsordnung und § 64 
Abs. 1 und 5 der Wirtschaftsbestimmungen für die 
Reichsbehörden vom 11. Februar 1929 (Reichsmini­
sterialblatt S. 49), für die Niederschlagung von Ab­
gabeforderungen § 54 der Reichshaushaltsordnung 
und §. 66 Abs. 1 der Wirtschaftsbestimmungen für 
die Reichsbehörden entsprechend; für die Einstellung 
des Einziehungsverfahrens gilt § 67 der Wirtschafts­
bestimmungen für die Reichsbehörden entsprechend. 
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Gestundete Beträge sind mit zwei vom Hundert 
über dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank 
zu verzinsen. 

§ 8 

land Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Dber­
leitungsgesetzes vorn 4. Januar 1952 (Bundesge­
setzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 24 des Getreide­
gesetzes auch im Land Berlin. 

Bonn, den 20. Juli 1964 

§ 9 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver­
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die fünfte Durch­
führungsverordnung zum Getreidegesetz in der Fas­
sung vom 12. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 198) 2), zu­
letzt geändert durch die Fünfte . Verordnung zur 
Anderung der Fünften Durchführungsverordnung 
zum Getreidegesetz vom 5. Dezember 1962 (Bundes­
gesetzbl. I S. 708), außer Kraft. 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

2) Bunucsqcscizbl. T!I '/:;,11 1-6 

In Vertretung 
Hüttebräuker 

Anlage umseitig 
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(zu § 2 Abs. 3 Satz 2) 
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Es entsprechen 

lOO kq Mahlerzeugnisse kg Getreide 

1. aus Roggen oder Roggengemenge mit 
einem Aschegehalt in der Trocken­
substanz 

bis 0,700 °/o 154 

von mehr als 0,700 bis 0,850 0/o 141 

von mehr als 0,850 bis 1,150 0/o 126 
von mehr als 1,150 bis 1,400 0/o 117 

von mehr als 1,400 bis 1,600 0/o 112 

von mehr als 1,600 bis 1,800 0/o 107 

von mehr als 1,800 bis 2,000 0/o 102 

2. aus Weizen, Spelz (Dinkel, Fesen), 
Emer, Einkorn oder Weizengemenge 

a) Grieß 158 

b) sonstige Mahlerzeugnisse mit 
einem Aschegehalt in der Trocken­
substanz 

bis 0,520 0/o 151 

von mehr als 0,520 bis 0,600 0/o 143 

von mehr als 0,600 bis 0,900 0/o 133 

von mehr als 0,900 bis 1,100 0/o 123 

von mehr als 1,100 bis 1,650 0/o 114 

von mehr als 1,650 bis 1,900 0/o 102 
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Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Bekämpfung der Blauschimmelkrankheit des Tabaks*) 

Vom 21. Juli 1964 

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 8 des Gesetzes zum 
Schutze der Kulturpflanzen in der Fassung vom 
26. August 1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes S. 308) in Verbin­
dung mit § 1 Nr. 2 der Zweiten Verordnung über die 
Erstreckung von Landwirtschaftsrecht der Verwal­
tung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes auf die 
Länder Baden, Rheinland-Pfalz, Württemberg-Hohen­
zollern und den bayerischen Kreis Lindau vom 
12. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 180) und mit Arti­
kel 129 Abs. 1 des Grundgesetzes wird mit Zustim­
mung des Bundesrates verordnet: 

Artikel 1 

Die Verordnung zur Bekämpfung der Blauschim­
melkrankheit des Tabaks vom 23. September 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 761) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 wird gestrichen. 

2. In § 6 Nr. 3 werden die Worte „Tabaksamen als 
Saatgut verwendet oder" gestrichen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber­
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz­
blatt I S. 1) in Verbindung mit der Verordnung über 
die Erstreckung von Recht der Land- und Forstwirt­
schaft auf das Gebiet des Landes Berlin vom 25. März 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 64) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver­
kündung in Kraft. 

Bonn, den 21. Juli 1964 

*) Ändert Bundesgeset,:bl. III 7823-1-10 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

In Vertretung 
Hüttebräuker 

495 



496 Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1964, Teil I 

Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachrichtlich 
hingewiesen: 

26.6.64 

29.6. 64 

30.6.64 

30. 6. 64 

Datum und Bezeichnung der Verordnung 

Schiffahrtpolizeiliclic Anordnung der Wasser- und 
Schiffahrtsdi rck I ion Bn,rnen für die Schiffahrt auf 
der Hunte 

Strom- und schiffohrtpolizeiliche Anordnung der 
Wasser- und Schiff,ilutsdirektion Hamburg über 
die Nct1<,inrid1tunrJ der Neufeld-Reede südlich des 
Neufelder Sc1ndc~, 

X rv. Nachtrag zum TMif für die Schiffahrtabgaben 
auf dem kcrncJJisicrh!n Neckar vom 29. Juni 1935 

XXII. zum Tarif für die Schiffahrtabgaben 
Main vom 10. März 1938 

22. G. 64 Polizcivcrord nung der 'vV asser- und Schiffahrts­
direk tion !vfoinz zur Er~Jiinzung der Polizeiverord­
nung über das Baden in den Bundeswasserstraßen 
Rhein, Neckc1r Main, Lahn, Mosel und Saar im 
Bereich der und Schiffahrtsdirektion 
Mainz 

1. 7-. 64 Dritte Red1tsw!rord11ung des Präsidenten des Bun­
desausgleichsamtes zur Durchführung des Lasten­
ausgleichsgeselzes (3. BAA-LeistungsDV-LA) 

15. 7-. 64 Verordnung zur And(mrng der Fernsprechgebüh­
ren vorschriften 

15. 7. 64 Verordnung zur Andernng der Verordnung über 
Gebühren für Nebentelegraphen und für den 
FernschreilJdienc;t 

Verkündet im 
Bundesanzeiger 
Nr. vom 

126 14. 7.64 

126 14. 7-.64 

127 15. 7-. 64 

127- 15. 7-. fr,1 

127- 15. 7.64 

128 16. 7.64 

131 21. 7-. 64 

131 21. 7. 64 

Tag des 
Inkraft­
tretens 

15. 7.64 

1. 8. 64 

1. 7-. 64 

1. 7-. 64 

16. 7.64 

17-. 7.64 

1. 8. 64 

1. 8. 64 

Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europä.ischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 

Datum und Bezeichnung der Rechtsvorschrift 

6. 7-. 64 Verordnung Nr 83/64/EWG der Kommission zur 
Vermeidung von Verkehrsverlagerungen im Han­
del mit Reis und Bruchreis 

7. 7. 64 Verordnung NL 84/64/EWG der Kommission zur 
Festsetzung der Pauschbeträge für Reis und Bruch­
reis bis zum 31 Au9ust 1965 

10. 7-. 64 Verordnung Nr. 85/64/EWG der Kommission über 
die Festsetzung eines Zusatzbetrags für Eier in 
der Schale von Hausgeflügel 

Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

- Ausgabe in deutscher Sprache -

Nr. vom Seite 

111 13. 7.64 -1793 

111 13. 7. 64 1794 

112 14. 7-.64 1813 
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